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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 9. Mai 2023 gemäß § 349 

Abs. 2 StPO beschlossen: 

 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Hagen vom 14. November 2022 wird verworfen. 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels und die 

der Nebenklägerin im Revisionsverfahren entstandenen notwen-

digen Auslagen zu tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Verabredung zum Raub und 

schwerer Vergewaltigung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und 

sechs Monaten verurteilt. Die hiergegen gerichtete, auf die Rüge der Verletzung 

materiellen Rechts gestützte Revision ist unbegründet, weil die Nachprüfung des 

Urteils auf Grund der Revisionsrechtfertigung keinen Rechtsfehler zum Nachteil 

des Angeklagten ergeben hat (§ 349 Abs. 2 StPO). 

Der Erörterung bedarf nur das Folgende:  

1. Entgegen der Auffassung des Generalbundesanwalts, die sich der Be-

schwerdeführer zu eigen gemacht hat, drängte sich nach den Urteilsfeststellun-

gen die Prüfung der Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt 

(§ 64 StGB) nicht auf.  
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Der im Jahr 1980 geborene Angeklagte hat regelmäßig Kontakt zu seinen 

Brüdern und seinem Vater und führte bis März 2022 eine Beziehung mit der Ne-

benklägerin. Seit dem Jahr 2016 konsumierte er „nach eigenen Angaben“, denen 

das Landgericht offenbar Glauben geschenkt hat, regelmäßig Betäubungsmittel, 

zunächst täglich etwa 4 Gramm Marihuana zur Entspannung, später ebenfalls 

täglich Amphetamin in nicht festgestellter Menge zur Leistungssteigerung. Er 

wandte für seinen Betäubungsmittelkonsum etwa 100 € pro Woche auf, die über-

wiegend aus seinem Arbeitslohn stammten. Zudem trank er regelmäßig Alkohol, 

an den Wochenenden in größeren Mengen. Seit seiner Inhaftierung am 3. Mai 

2022 ist der Angeklagte „nach eigenen Angaben“ abstinent. Der Angeklagte ist 

einmal vorbestraft, nämlich im Jahr 2019 zu einer Geldstrafe wegen Besitzes von 

Betäubungsmitteln. 

Hiernach liegt ein im maßgeblichen Urteilszeitpunkt bestehender (vgl. 

BGH, Beschluss vom 1. März 2023 – 4 StR 349/22 Rn. 8 mwN) Hang des Ange-

klagten, alkoholische Getränke oder andere berauschende Mittel im Übermaß zu 

sich zu nehmen, nicht so nahe, dass das Landgericht von Rechts wegen gehalten 

gewesen wäre, die Maßregel des § 64 StGB zu erörtern. Die Urteilsfeststellungen 

ergeben bereits für den Tatzeitraum weder eine Abhängigkeit des Angeklagten 

von den genannten Rauschmitteln noch eine eingewurzelte intensive Neigung, 

diese im Übermaß zu sich zu nehmen. Namentlich legen sie nicht nahe, dass der 

Angeklagte aufgrund seines Substanzkonsums sozial gefährdet oder gefährlich 

erschien (vgl. BGH, Beschluss vom 28. Februar 2023 – 4 StR 452/22 Rn. 3 

mwN). Der Angeklagte ist trotz mehrjährigen Konsums nur einmal und nur wegen 

Besitzes von Betäubungsmitteln strafrechtlich in Erscheinung getreten. Ein-

schränkungen seiner Arbeits- und Leistungsfähigkeit und seines Soziallebens 

bestanden nicht. Zu den Auswirkungen des Konsums auf die hier gegenständli-

chen Taten hat die Strafkammer in einem Fall eine akute Drogenintoxikation le-

diglich nicht auszuschließen vermocht und in dem anderen Fall dem Angeklagten 
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nur eine „gewisse Enthemmung“ zugutegehalten. Im Übrigen ist sie – offenbar – 

auch seiner Einlassung gefolgt, wonach er im Zeitpunkt des Urteils bereits seit 

über einem halben Jahr abstinent gewesen ist.  

2. Der Senat ist insoweit nicht dadurch an einer Beschlussverwerfung des 

Rechtsmittels nach § 349 Abs. 2 StPO gehindert, dass der Generalbundesanwalt 

beantragt hat, das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit die Anordnung der 

Unterbringung in einer Entziehungsanstalt unterblieben ist, und das Rechtsmittel 

lediglich im Übrigen zu verwerfen. Der Teilaufhebungsantrag des Generalbun-

desanwalts wirkt zulasten und nicht zugunsten des Angeklagten (BGH, Be-

schluss vom 7. Oktober 2014 – 1 StR 317/14 Rn. 25; Beschluss vom 4. Novem-

ber 2009 – 2 StR 434/09 mwN). 

Quentin Maatsch Scheuß 

 Messing Momsen-Pflanz 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Hagen, 14.11.2022 ‒ 41 KLs- 600 Js 1013/22 -6/22 
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